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Initiativantrag 
der sozialdemokratischen Abgeordneten  

betreffend 
die Deregulierungsinitiative des Landes Oberösterreich 

 
 
Gemäß § 25 Abs. 6 Oö. LGO 2009 wird dieser Antrag als dringlich bezeichnet. 
 
 
Der Oö. Landtag möge beschließen: 
 
Die Oö. Landesregierung wird aufgefordert, alle eingelangten Vorschläge der im Rahmen der 
Deregulierungsinitiative des Landes Oberösterreich kürzlich durchgeführten Bürgerinnen- und 
Bürgerumfrage offenzulegen und dem zuständigen Ausschuss des Oö. Landtags zur weiteren 
Beratung vorzulegen. 
 
 

Begründung 
 
Mehr als 18.000 Fragebögen mit über 22.000 Vorschlägen sind im Zuge der Deregulierungs-
initiative des Landes Oberösterreich von den Bürgerinnen und Bürgern zurückgeschickt bzw. 
eingebracht worden. An den Vorsitzenden der Deregulierungskommission des Bundes wurden 
bereits die ersten Vorschläge übergeben. Jene Vorschläge, die die Europäische Union betreffen, 
sollen in den nächsten Wochen an die zuständigen Stellen der EU übergeben werden. 
 
Lediglich der zuständige Landesgesetzgeber wurde bis jetzt noch nicht über die Ergebnisse der 
Bürgerinnen- und Bürgerumfrage informiert. Im Sinne einer transparenten Bearbeitung dieser 
Anliegen verlangen die unterzeichneten Abgeordneten daher die Offenlegung der eingelangten 
Vorschläge, insbesondere jene, die das Land Oberösterreich betreffen. Die Beratung, Überprüfung 
und Bearbeitung dieser Anliegen soll danach im zuständigen Rechtsbereinigungs- und 
Petitionsausschusses erfolgen. 
 

Linz, am 9. März 2015 
 

(Anm.: SPÖ-Fraktion) 
Weichsler-Hauer, Makor, Eidenberger, Bauer, Baumgartner, Peutlberger-Naderer, Röper-
Kelmayr, Krenn, Pilsner, Promberger, Rippl  


